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Die neue Bundesverfassung, die am l. Januar 2000 in Kraft getreten ist, 

bringt keine grundlegenden materiellen Ãnderungen im schweizerischen 

Verfassungsrecht. Ausgehend vom Konzept der Nachführung, das als Leit­

idee die Verfassungsreform geprãgt hat, waren der Innovation relativ enge 

Grenzen gesetzt. Der innovatorische Gehalt der neuen Verfassung sollte 

aber trotzdem nicht unterschãtzt werden. Gewisse Neuerungen und Neu­

formulierungen konnen wichtige Impulse für dynamische Weiterentwick­

lungen geben. 

Es ist Aufgabe von Praxis und Lehre, die Tragweite der neuen Bestim­

mungen zu klãren, Entwicklungsmoglichkeiten aufzuzeigen und eine 

zukunftsgerichtete Umsetzung des Verfassungsrechts anzustreben. Zu die­

sen neuen Bestimmungen gehoren insbesondere auch die Artikell63 (Form 

der Erlasse der Bundesversammlung) und Artikell64 (Gesetzgebung}, die 

für die legistische Arbeit von grosser Bedeutung sind. Aus der Sicht der 

Gesellschaft für Gesetzgebung war es deshalb naheliegend, die diesjãhrige 

Wissenschaftliche Tagung diesen beiden Bestimmungen zu widmen. 

Artikell63 regelt die Formen der Erlasse der Bundesversammlung. Er 

versucht, di e bislang, d. h. bis.zum Inkrafttreten de r Ãnderung vom 8. Okto­

ber 1999, geltende Regelung des Geschãftsverkehrsgesetzes (GVG) zu ver­

einfachen und hebt diese Regelung gleichzeitig auf die Verfassungsstufe. 

Unter Berücksichtigung von zwei Kriterien (rechtsetzender Chrarakter einer 

Regelung ja/nein; Referendum j a/nein) sollen neu grundsãtzlich vier Kate­

gorien von Erlassen unterschieden werden: das Bundesgesetz (Rechtset­

zung/Referendum), die Verordnung (Rechtsetzung/kein Referendum}, der 

Bundesbeschluss (keine Rechtsetzung/Referendum} und der einfache Bun­

desbeschluss (keine Rechtsetzung/kein Referendum}. 

In Artikel 164 enthãlt die neue Bundesverfassung eine materielle 

Umschreibung des Gesetzesbegriffs. Auch diese Bestimmung konstitutio­

nalisiert Elemente einer bisher bereits im Geschãftsverkehrsgesetz, insbe­

sondere im bis Ende 1999 gültigen Artikel5 Absatz 2 GVG, enthaltenen Rege­

lung. Zum Teil ergãnzt si e di e bisherige gesetzliche Regelung ( erweiterte 

Aufzãhlung in den Buchstaben a- fvon Art.l64 Absatz l BV), zum Teil ver-
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zichtet sie aber auch auf Priizisierungen, die in Artikel 5 Absatz 2 GVG ent­

halten waren (rechtsetzende Normen als generelle und abstrakte Normen). 

Zudem führt Artikell64 BV das Kriterium der Wichtigkeit ein und verankert 

teilweise die durch das Bundesgericht und die Praxis der andern Bundes­

behorden entwickelten Anforderungen an die Delegation von Rechtset­

zungs befugnissen. 

Die Konstitutionalisierung der Erlassformen, die Umschreibung des 

Gesetzesinhalts und die explizite verfassungsrechtliche Verankerung der 

Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen tragen der Bedeutung dieser Ele­

mente für die Gesetzgebungsarbeit in einem demokratischen Rechtsstaat 

Rechnung. Sie geben ihnen Gewicht und schaffen mehr Transparenz. 

Es gilt nun, diese neuen Bestimmungen der Bundesverfassung zu kon­

kretisieren sowie in der Gesetzgebungspraxis umzusetzen und anzuwen­

den. Da bei zeigt sich, dass in mehrfacher Hinsicht Kliirungsbedarf besteht 

und das s die neue verfassungrechtliche Regelung auch gewisse Inkohiiren­

zen und Miingel aufweist. 

Sollen beispielsweise Verfassungsiinderungen, die rechtsetzenden Cha­

rakter ha ben und dem Referendum unterstehen, weiterhin in die Form von 

B un des beschlüssen gekleidet werden? Sin d di e zahlreichen Kredit beschlüs­

se, die dem Referendum nicht unterstehen, künftig als «einfache Bundesbe­

schlüsse» zu bezeichnen? Führt der Umstand, das s Bundesbeschlüsse 

gemiiss Artikel 141 Absatz l Buchstabe e BV nur dann dem Referendum 

unterstehen, wenn Verfassung oder Gesetz dies vorsehen, im Vergleich zur 

bisherigen Praxis zu einer Einengung der direkt-demokratischen Mit­

wirkungsmoglichkeiten? W as ist un t er «Wichtigen» und was ist un t er 

«grundlegenden» Bestimmungen nach Artikel 164 Absatz l BV zu verste­

hen? Sin d Bestimmungen, di e de n Kreis de r Abgabepflichtigen sowie de n 

Gegenstand und die Bemessung von A b ga ben betreffen (Artikell64 Absatz 

l Buchstabe d) nicht per se grundlegend und wichtig? Ist die Delegation 

rechtsetzender Befugnisse im Bereich grundlegender Bestimmungen z. B. 

über die Organisa tian und das Verfahren der Bundesbehorden ausgeschlos­

sen, selbst wenn die bisher in Rechtsprechung und Praxis entwickelten 

Anforderungen an di e Delegation solcher Befugnisse erfüllt sin d? Bedarf e s 

der Delegationsfigur überhaupt, wenn doch alle wichtigen und grundle­

genden Bestimmungen im Gesetz enthalten sein müssen? Wie verhiilt sich 

die Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen zu Artikell82 BV (Rechtset­

zung durch den Bundesrat, insb. Erlass von Ausführungsbestimmungen)? In 

welchen Fiillen schliesst die Verfassung die Delegation von Rechtsetzungs­

befugnissen aus? Gelten für die Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen 
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an das Parlament die gleichen Anforderungen wie für die Delegation an 

de n Bundesrat? 

Die Beitrage in diesem Heft liefern erste Antworten auf diese- und zahl­

reiche weitere- Fragen. Es handelt sich da bei um überarbeitete Fassungen 

der Referate, die an der Wissenschaftlichen Tagung der Schweizerischen 

Gesellschaft für Gesetzgebung am 5. Mai 2000 in Bern gehalten worden 

sind. Zweck dieser Tagung war e s, die neue verfassungsrechtliche Regelung 

zu erlautern. Dabei sollte die kritische Auseinanderetzung nicht zu kurz 

kommen. Gleichzeitig schien es nützlich, über den Stand der Umsetzungs­

arbeiten zu informieren und auch einen Blick auf ahnliche Bestrebungen 

und Entwicklungen im Rahmen der Totalrevision von Kantonsverfassun­

gen zu werfen. 
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